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Regierungsprogramm und Wirklichkeit 
• • 

Zum Interview mit Vizeregierungschef Dr. Walter Kieber in der heutigen Ausgabe 
Dr. Walter  Kieber, 42 Jahre alt, seit 
Frühjahr 1970 stellvertretender Re­
gierungschef des Fürstentums 
Liechtenstein, ist Minderheitsver­
treter in unserer obersten Landes­
behörde. Die Frage drängt sich auf, 
ob man ihn, der zusammen mit 
seinem FBP-Kollegen W. Hoop nur 
zwei von drei Stimmen in der Re­
gierung besitzt, überhaupt verant­
wortlich für die Verwirklichung des 
Regierungsprogramms machen 
kann? 

Greifen wir einen Satz aus dem 
heutigen Redaktionsgespräch mit 
Dr. Kieber heraus: «Die Arbeit 
einer Kollegialregierung ist so gut, 
als der einzelne Ressortchef Vorar­
beit leistet, Anregung, Antrieb und 

Schwieriges 
Problem 
Ausländerpolitik gescheitert? 
Was wir inoffiziell schon vor vier 
Wochen errechnet haben (Siehe 
«Volksblatt» vom 26. Mai 1973), wur­
d e  nun auch amtlicherseits bestä­
tigt: die Zahl der in Liechtenstein 
wohnhaften Ausländer ist per 30. 
April dieses  Jahres auf 7609 ange­
wachsen. Dies entspricht einem An­
teil von rund 34 Prozent an der Ge­
samtbevölkerung. Die mit der neuen 
Verordnung vom 1. Januar 1971 fest­
gelegte Drittelsbeschränkung im 
Verhältnis Ausländer/Inländer ist 
mithin überschritten! — Für Regie­
rungschef Dr. Alfred Hübe, der diese 
neuesten Zahlen im Rahmen einer 
Pressekonferenz am Donnerstag­
nachmittag bekanntgab, wird die 
Statistik damit zum Eingeständnis 
für das  Scheitern der seinerzeit als 
eine Art Ei des  Kolumbus angeprie­
sene,  neue Ausländerpolitik der 
neuen Regierung. Freilich bringt 
uns diese Erkenntnis in der Sache 
selbst nicht weiter. Mit Recht be­
zeichnete Dr. Hilbe die Ausländer­
frage in sich als eines der schwie­
rigsten weil fast unlösbaren Pro­
bleme der liechtensteinischen In­
nenpolitik. Unlösbar und schwierig 
ist das  Problem vor allem, weil e s  
in sich widersprüchliche Interessen 
vereinigt. Bevölkerungs- und kul­
turpolitische Zielsetzungen stehen 
den wirtschaftlichen (und zwar den 
gesamtwirtschaftlichen) mitunter 
diametral gegenüber. Einerseits wol­
len wir unsere kulturpolitische Selb­
ständigkeit um jeden Preis wahren, 
andererseits will aber auch niemand 
auf Fortschritt, Wohlstand und wirt­
schaftlichen Erfolg, der ohne Aus­
länder in Liechtenstein längst niciri 
mehr zu machen ist, verzichten. — 
Wir werden uns mit diesem Thema 
und den an der Pressekonferenz zur 
Verfügung gestellten Zahlen in unse­
ren nächsten Ausgaben eingehend 
befassen. 

Richtungsweisung g i b t . . . »  — Wie­
wohl die letzte Entscheidung, ob 
das Regierungsprogramm eines 
Minderheitsvertreters auch Regie­
rungswirklichkeit wird, bei der 
Mehrheit liegt, identifiziert sich Dr. 
Kieber mit seiner Arbeit und will 
auch den Mut haben «ein soge­
nanntes heisses Eisen anzufassen». 

Dr. Kieber könnte es sich leichter 
machen und die Verantwortlichkeit 
einfach abschieben. Hier liegt viel­
leicht ein entscheidender Unter­
schied zwischen der heutigen Koa­
litionsregierung unter VU-Mehrheit 
und den früheren, von der FBP ge­
leiteten Regierungen. Als Minder­
heitsvertreter haben es die VU-Re-
gierungsmitglieder jeweils sehr ge­
schickt verstanden, die Verantwor­
tung auch für die von ihnen betreu­
ten Ressorts vor der Oeffentlichkeit 
auf die Mehrheit abzuwälzen. Als 
Minderheitsvertreter muss Dr. Kie­
ber damit rechnen, dass seine Er­
folge von der VU-Regierung poli­
tisch mitverkauft werden. 

Zu viel  Optimismus? 
Es ist verständlich, dass Dr. Kieber 
i n .  , seinem Gespräch mit dem 
«Volksblatt» vor allem jene 
Arbeitsbereiche hervorhebt, in 
denen er Fortschritte und Erfolge 
erzielen konnte. Greifen wir her­
aus: verschiedene Gesetze im Rah­
men der Rechtsreform, das Frem-
denverkehrsgesetz, die Schaffung 
moderner Rechtsgrundlagen für den 
Gewässerschutz, die Erarbeitung 
eines Spitalkonzeptes und die abge­

schlossenen Vorbereitungen zur 
Neufassung des Gemeindegesetzes 
und des Eherechtes. 
• In den Antworten Dr. Kiebers 
fehlen Hinweise auf den in Revi­
sion befindlichen Postvertrag mit 
der Schweiz und auf die Themen 
«Erleichterung der Einbürgerung» 
und «Liechtensteinerin bleiben». 

In seinen, jeweils der Oeffent­
lichkeit frühzeitig unterbreiteten, 
Arbeitskonzepten nahmen diese 
Postulate immer einen wichtigen 

Platz ein. Die Revision des Postver­
trages sollte nach früheren Ausfüh­
rungen Dr. Kiebers noch in diesem 
Jahr abgeschlossen sein, hinsicht­
lich der Einbürgerungsfrage und 
des Postulates «Liechtensteinerin 
bleiben» arbeitete Dr. Kieber einen 
umfangreichen Bericht aus, der die 
verschiedenen Lösungsmöglichkei­
ten aufzeigte. 

Der Vizeregierungschef ist hier 
offenbar seinem eigenen Optimis­
mus zum Opfer gefallen. Die Post-

Liechtenstein in 
Helsinki dabei 
Teilnahme an der Aussenminister-
Konferenz 
Vom November 1972 bis Anfang 
Juni 1973 haben in Helsinki Konsul­
tationen zwischen 34 Staaten zur 
Frage der Konferenz über Sicher­
heit und  Zusammenarbeit in Europa 
stattgefunden. 

Aufgrund der Ergebnisse dieser 
Vorgespräche, an  welchen Liech­
tenstein beteiligt war, wird die 
Konferenz über Sicherheit und Zu­
sammenarbeit in Europa am 3. Juli 
1973 in Helsinki durch eine Zusam­
menkunft der Aussenminister er­
öffnet. 

Die Fürstliche Regierung ha t  der 

Regierung Finnlands, die Gastgeber 
und Organisator dieses eröffnenden 
Ministertreffens ist, ihre Teilnahme 
an der Konferenz bereits mitgeteilt. 
Unser Land, wird v o n  Regierungs­
chef Dr. Alfred Hilbe in seiner 
Eigenschaft als Aussenminister a n  
dem Ministertreffen in Helsinki 
vertreten sein. Weitere Mitglieder 
der liechtensteinischen Delegation 
sind S. D. Prinz Heinrich von Liech­
tenstein, ausserordentlicher und be­
vollmächtigter Botschafter und Graf 
A. F. Gerlicz-Burian, Leiter des Am­
tes für Internationale Beziehungen. 

S. D. der Landesfürst nimmt 
offen Stellung 
Zu einem aktuellen Interview in «Bild am Sonntag» 
Für ein neues Einkommens-Steuer-
gesetz mit Besteuerung der Kapital­
erträge (z.B. aus Wohnungsvermie­
tungen), gegen eine zu ausgeprägte 
Zentralisierung Europas, für eine 
Revision des Eherechtes in Liech­
tenstein, für die Beibehaltung der 
engen Beziehungen unseres Landes 
zur Schweiz und gegen pompöse 
Staatsbesuche spricht sich S. D. 
Fürst Franz Josef II. von Liechten­

stein in einem Interview mit der 
deutschen Wochenendzeitung «Bild 
am Sonntag» aus. Das Interview, 
aus dem wir die wichtigsten Passa­
gen auf Seite 5 der heutigen Aus­
gabe zitieren, erscheint morgen 
Sonntag. , 

« 

Er schneidet ausser den genann­
ten Themen auch die Frage an, wie 
sich unser Landesfürst zur Nachfol­

ge, bzw. zu einem vorzeitigen Rück­
tritt zu Gunsten des Erbprinzen 
stelle? Aus der Antwort des Lan­
desfürsten: «Ich will zurücktreten 
solange ich noch gesund bin.» 

Unsere Aufnahme zeigt S. D. 
Fürst Franz Josef II. beim Interview 
mit «*Bild am Sonntag» mit den 
Bams-Redakteuren H. D. Dom-
browski und Kurt Dittrich. 

vertragsverhandlungen, bei denen 
es  u. a. u m  die Neuregelung der fi­
nanziellen Leistungen Liechten­
steins an  die Schweiz und um die  
Rückgewinnung unserer I^adio-
hoheit geht, scheinen sich doch 
schwieriger zu gestalten als sich 
der liechtensteinische Delegations­
chef Dr. Walter Kieber dies vor­
stellte. Noch komplizierter ist wohl 
die Frage der Einbürgerung. Das 
Regierungspapier ist beim Landtag 
gelandet und dort vorderhand in 
der  Versenkung verschwunden. 
Fast scheint es, als ob n u n  auch Dr. 
Kieber, der  die Sache als Ressort­
chef betreute, resigniert hätte.  

Opposition oder Koalition 
^ u s  der heutigen Konstellation her­
aus lehnt Dr. Walter Kieber das 
Experiment der Opposition in 
Liechtenstein eher ab. Obwohl er 
einräumt, dass «das Gegenspiel v o n  
Regierung und Opposition politi­
schen Idealvorstellungen besser» 
entspricht, dass es also mit anderen 
Worten ehrlicher ist, befürchtet er, 
dass der Liechtensteiner des Partei­
streits noch überdrüssiger würde, 
wenn  e r  zum System erhoben 
würde.  

Viele Mitbürger in beiden Par­
teien könnten sich sehr wohl mit 
dem Modell der Opposition anstelle 
der  heutigen Koalition im liechten­
steinischen Sinne befreunden. Die 
Schlechtesten sind es in beiden La-" 
gern nicht. Die Beweggründe, die  
von diesen Leuten für das System 
der Opposition ins Feld geführt 
werden, muss man deshalb auch 
ernst nehmen. 
In einem Punkt ist dem heutigen 
Regierungschefstellvertreter aller­
dings schwer zu widersprechen: 
nämlich dort wo  e r  sich dagegen 
ausspricht, dass «um des politi­
schen Experiments willen Gräben 
in unserem Volke» aufgeworfen 
würden. Aus der gegebenen Partei­
konstellation leitet Dr. Kieber den  
Ausdruck des Wählerwillens und 
daraus einen «Zwang zur Zusam­
menarbeit» ab. 

Bez iehungen  
zur  DDR 
(Mitg.) Das Fürstentum Liechten­
stein und die Deutsche Demokrati­
sche Republik sind übereingekom­
men, mit Wirkung vom 28. Juni 
1973 diplomatische Beziehungen 
aufzunehmen. Die Interessen Liech­
tensteins auf diplomatischer und 
konsularischer Ebene werden durch 
die Schweiz wahrgenommen. Für 
die Beziehungen gelten die Bestim­
mungen der Wiener Konvention 
vom 18. April 1961. Ein entspre­
chender Notenaustausch wurde am 
25. Juni 1973 zwischen dem amtie­
renden Leiter der Abteilung West­
europa im Ministerium für auswär­
tige Angelegenheiten der  DDR, 
Heinz Haupt, und dem Botschafter 
der Schweiz in der DDR, Dr. Hans 
Miesch, vorgenommen. 
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